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Ende September sollen auf internationaler Ebene die Nachhaltigen Entwicklungsziele (SDGs) beschlossen werden.  
Braucht die Welt neue Entwicklungsziele und wenn ja, warum?

Ja, natürlich! Ohne die MDGs 
hätten wir es nicht geschafft, 
den Hunger und die Armut in 
dem Ausmaß zu reduzieren. 
Die SDGs verfolgen mit der 
Nachhaltigkeitsagenda auch 
wichtige Umweltziele und 
sie gelten für alle Länder der 
Welt. Es gilt nur, wachsam zu 
sein, dass die SDGs kein Lip-
penbekenntnis bleiben.  

Veränderung braucht Ziele, 
und in einer globalisierten 
Welt kann kein Staat alleine 
Lösungen erarbeiten. Die 
Zukunftsvisionen der Länder 
klaffen zwar oft weit aus-
einander, trotzdem ist es 
gelungen, sich auf die MDGs 
zu einigen, durch die viel 
Bewegung in die EZA kam. Die 
neuen Ziele werden wieder 
Schwung in Richtung einer 
nachhaltigen Entwicklung 
bringen.

Ja, die bisherige EZA hat sich 
als hochgradig ineffizient 
erwiesen. Gesteckte Ziele 
wurden nicht in Ansätzen 
erreicht.

Ja, die MDGs trugen durch 
ihre inhaltliche Verengung 
nicht zur Lösung multipler 
Krisen bei. Eine mehrdi-
mensionale, global gültige 
Agenda ist nötig, die auf den 
Menschenrechten aufbaut 
und die ökologischen Grenzen 
unseres Planeten berück-
sichtigt. Entscheidend ist vor 
allem die Formulierung klarer 
Vorgaben. 

Es ist gut, dass sich die Staa-
tengemeinschaft auf Nachhal-
tigkeit und gemeinsame Ziele 
einigen konnte. Die Anzahl 
der Ziele und Indikatoren ist 
aber zu hoch. Die acht MDGs 
wurden in 15 Jahren nicht 
erreicht. Wie soll man nun 17 
Ziele und 169 Indikatoren bis 
2030 erreichen? Es besteht die 
Gefahr, dass das Konzept der 
Entwicklung einer gewissen 
Beliebigkeit zum Opfer fällt, 
und dass das oberste Ziel, die 
Armutsbekämpfung, verwäs-
sert wird.

Die SDGs sollen universell sein, also für alle Länder gelten. Was bedeutet das für Österreich?

Dass Österreich nach einer 
ehrlichen Analyse an den 
eigenen Defiziten arbeiten 
muss: etwa durch die 
Beendigung von Armut, das 
Hinwenden zu marginalisier-
ten Gruppen, das Schließen 
der Gehaltsschere zwischen 
Männern und Frauen, die 
Inklusion von Menschen mit 
Behinderung. Die Universalität 
der SDGs bietet die Chance, 
in Österreich Bewusstsein für 
die internationalen Auswir-
kungen unseres Handelns zu 
schaffen. 

Jedes Land hat Potenzial, sich 
zu entwickeln. Auch Öster-
reich hat vor allem im Bereich 
Klima- und Umweltschutz 
noch Handlungsbedarf. Aber 
etwa auch der Bildungssektor 
muss weiterentwickelt  und 
inklusiv gestaltet werden. 
Jedes Kind mit Behinderung 
soll die Chance haben, eine 
Regelschule zu besuchen, 
um so auch im Beruf und im 
Leben Chancengleichheit zu 
haben. Von Inklusion profitie-
ren vor allem auch die nicht 
behinderten Kinder.   

Einen Ansporn, die einge-
setzten Mittel koordiniert und 
effizient zu verwenden.

Bisher gewann ich den Ein-
druck, als würde die Univer-
salität der SDGs die Regierung 
überfordern. Dabei ist sie eine 
Chance: Österreich erklärt 
sich mit der Unterzeichnung 
der SDGs bereit, von nun an 
nachhaltige Weltinnenpolitik  
anstatt kurzsichtige Eigeninte-
ressenspolitik zu machen.

Eigentlich nichts Neues – Ent-
wicklung ist ein ständiger, nie 
abgeschlossener Prozess. Und 
Stillstand heißt Rückfall. Aber 
eine (nachhaltige!) Entwick-
lung ist nur gewährleistet, 
wenn sie von politischem Wil-
len getragen ist. Doch dieser 
Wille war in der Geschichte 
der Zweiten Republik noch 
nie so schwach ausgeprägt 
wie jetzt.

Stichwort Finanzierung: Schon 1970 wurde von den Vereinten Nationen das 0,7%-Ziel für Entwicklungszusammenarbeit for-
muliert.  
Davon sind fast alle Länder, auch Österreich, weit entfernt. Soll diese Zielvorgabe verworfen werden?

Nein! Nein, keinesfalls. Die 0,7% 
sind ein wichtiges Ziel, wel-
ches auch im gültigen Regie-
rungsprogramm festgehalten 
wurde. Wir sehen an anderen 
Ländern wie Großbritannien 
oder Schweden, dass es 
realistisch ist, und auch wir 
werden es erreichen. Zu 
diesem Zweck wird gerade ein 
Stufenplan ausgearbeitet.

Ja, denn es kommt auf 
Effizienz und sinnvolle Mit-
telverwendung, nicht auf die 
Verteilung möglichst großer 
Beträge an.

Nein, das Ziel sollte unbedingt 
erfüllt werden. Eine rechtliche 
Aufwertung könnte helfen, 
es zu erreichen, da es dann 
verbindlich und somit sankti-
onierbar wäre.  

Nein, im Gegenteil. NEOS 
fordert die Einführung eines 
gesetzlich verbindlichen Stu-
fenplans zur Erreichung des 
0,7%-Ziels bis 2020.

Wie wichtig – auf einer Skala von 0 (gar nicht) bis 10 (sehr) – sollte das Thema Entwicklung für die österreichische Politik sein?

Natürlich 10: Entwicklungs-
politik ist eine Frage der 
Chancengerechtigkeit und 
des gerechten Zugangs zu 
Ressourcen. Unsere Welt wird 
immer kleiner, die Interde-
pendenzen steigen und Arm 
und Reich sind nicht mehr in 
Nord und Süd zu teilen.

11. Es braucht in der Politik 
noch viel Sensibilisierung für 
Themen wie Nachhaltigkeit 
und EZA. Auch wenn Bun-
desminister Kurz hier ein 
wichtiger Unterstützer und ein 
Vorreiter ist, braucht es mehr 
engagierte Politiker/innen. 
Es braucht aber genauso die 
Unterstützung der Zivilge-
sellschaft.

5. Das Thema ist sehr wichtig für 
die österreichische Politik - 
also 10 Punkte, da wir von 
einer globalen Entwicklung 
sprechen, die uns alle betrifft. 
Die neuen Nachhaltigkeits-
ziele nehmen nun alle, auch 
Industriestaaten bei sich 
zuhause, in die Pflicht, Un-
gleichheiten zu beseitigen.

8 – sowohl für Österreich 
selbst (siehe Frage 2), als auch 
für die Entwicklungszusam-
menarbeit.

Österreich und die Welt im Jahr 2040: Wird es dann noch Entwicklungszusammenarbeit geben?

Hoffentlich wird sie nicht 
mehr gebraucht! So lange 
aber nicht alle Menschenrech-
te eingehalten werden und 
Menschen strukturell benach-
teiligt sind, haben wir die 
Verpflichtung, solidarisch zu 
agieren und uns für globale 
Gerechtigkeit einzusetzen.

Ich hoffe nicht, denn das 
würde bedeuten, dass wir es 
nicht geschafft haben, die ex-
tremen Ungleichheiten dieser 
Welt zu minimieren.  

Das kann niemand vorhersa-
gen. Österreich hat sich über 
die Euro-Zone und die über-
nommenen Haftungen auf ein 
wirtschaftspolitisches hoch-
riskantes Spiel eingelassen. 
Ob es in 25 Jahren noch Geld-
mittel und den politischen 
Willen für Entwicklungshilfe 
gibt, erscheint –nicht zuletzt 
aufgrund der immer größer 
werdenden Massenzuwande-
rung – fraglich.

2030 ist der Zielhorizont der 
SDGs. Werden diese erreicht, 
geht es hoffentlich nicht 
um die Reduktion absoluter 
Armut, sondern die Förderung 
nachhaltiger Entwicklungswe-
ge. Damit die Umwelt nicht im 
Kampf gegen die Armut leidet, 
müssen wir bis 2040 eine 
neue Form der Entwicklungs-
zusammenarbeit finden. 

Sicher. Aber hoffentlich wird 
sich bis dahin der Fokus der 
EZA verlagert haben, weg von 
Armutsbekämpfung, hin zur 
Schaffung von Bedingungen, 
unter denen alle Menschen 
ihr Leben frei gestalten 
können; Zusammenarbeit zur 
lückenlosen Gewährleistung 
von Grund- und Menschen-
rechten, von demokratischen 
Rechten und Rechtstaatlich-
keit; Zusammenarbeit, um 
eine Welt zu schaffen, die 
zusammenrückt und in der 
nachhaltig und ressourcen-
schonend gewirtschaftet wird.

Wie lautet Ihre wichtigste entwicklungspolitische Forderung?

Fairness, Chancengerech-
tigkeit und das Einhalten 
der Menschenrechte. Diese 
Schlagworte finden sich auch 
im Konzept des Guten Lebens 
für alle wieder. Mit einem 
ambitionierten Verfolgen der 
SDGs können wir alle diesen 
Zielen ein gutes Stück näher 
kommen.

Eines meiner wichtigsten 
Anliegen ist die Bewusst-
seinsbildung in Österreich für 
entwicklungs-  und umwelt-
politische Anliegen. Nur durch 
die Aufwertung der EZA in der 
Gesellschaft und in der Politik 
kommt man zu mehr finan-
zieller Unterstützung, sowohl 
vom Staat, als auch von 
Privatpersonen, Unternehmen 
oder Stiftungen. Jede/r muss 
außerdem erkennen, dass er/
sie in seinem Lebensbereich 
selbst etwas verändern kann. 

Ehrlichkeit, Effizienz und 
Sparsamkeit.

Eine kohärente, entwick-
lungspolitische Strategie des 
Bundes, die  ressortübergrei-
fend und verbindlich ist, eine 
gesetzliche Verankerung eines 
„Stufenplans zur Erreichung 
des 0,7 %-Zieles bis 2020“ 
vorsieht,  und nicht die Wirt-
schaft, sondern den Menschen 
in den Mittelpunkt stellt.

Für NEOS ist die weltweite 
Abschaffung der absoluten 
Armut bis 2030 (absolute 
Armut = weniger als 1,25 $/
Tag/Kopf) das vorrangige Ziel 
der Entwicklungspolitik. Denn 
Armut ist Unfreiheit – wer 
heute nicht weiß, was er 
morgen essen soll, ist nicht 
frei. Die Ursachen von Armut 
zu beseitigen ist daher ein 
Kernanliegen liberaler Ent-
wicklungspolitik.


